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Ordnung für den Neubau, 
den Umbau und die Ausstattung von Pfarrer-Dienstwohnungen 

Vom 24. August 1977 

I. Allgemeines 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, mit seiner Fami­
lie am Dienstsitz Wohnung zu nehmen (§ 18 (1) 
PfDG). 

(2) In der Regel wird dem Pfarrer eine Dienst­
wohnung zur Verfügung gestellt. Der Pfarrer ist 
nicht berechtigt, die Annahme und Benutzung 
einer geeigneten Dienstwohnung zu verweigern 
(§ 17 (1) PfDG). Ob die Dienstwohnung durch An­
mietung oder Kauf einer geeigneten Wohnung, 
durch Umbau eines vorhandenen Gebäudes oder 
durch einen Neubau bereitgestellt wird, ist -
unter Berücksichtigung der dienstlichen Erforder­
nisse und der Wirtschaftlichkeit - von Fall zu Fall 
zu entscheiden. 

(3) Vor Beginn jeder Planung ist die Beratung 
durch das Landeskirchliche Bauamt in Anspruch 
zu nehmen (§ 51 VO). 

(4) Da das Pfarrhaus die Dienstwohnung und 
nicht das Privathaus des Pfarrers ist, müssen Pri:­
vatwünsche unberücksichtigt bleiben. Mehr modi­
sche als moderne Lösungen sind zu vermeiden. 

' 
(5) Das Pfarrhaus soll in der Bauweise solide, in 

der Bauunterhaltung sparsam und in der Pflege 
einfach sein. 

(6) Es ist darauf zu achten, daß die in dieser 
Ordnung angegebenen Raumgrößen und die Aus­
stattung eingehalten werden. 

II. Lage und Grundstück 

Aufgrund der Residenzpflicht sind bei der Aus­
wahl des Standortes die Grenzen des Pfarrbezirkes 
zu beachten. Die in Zukunft zu erwartenden Ände-

rungen sind zu berücksichtigen, insbesondere wenn 
Änderungen sich durch die Entwicklung neuer 
kirchlicher und kommunaler Strukturen abzeich­
nen. Eine Parzellengröße von ca. 600-800 qm ist 
im allgemeinen ausreichend. Besondere Grund­
stücksformen oder Hanglagen können Einfluß auf 
dieses Maß haben. 

Der Grundriß soll vielfältige Möglichkeiten für 
die Möblierung bieten. Die Haupträume sollten 
möglichst zur Sonnen- und Gartenseite liegen. Eine 
Ost-West-Lage der Räume ist zu bevorzugen. 

Wenn Jugendräume oder Kindergarten sich auf 
dem gleichen Grundstückskomplex befinden, sollte 
das Pfarrhaus so plaziert werden, daß eine mög­
lichst geringe Störung erwärtet werden kann. Eine 
gute akustische Abschirmung gegen Straße und 
Nachbarn ist anzustreben. 

III. Bauvolumen 

Für die Anzahl und Größe der Räume wird eine 
Familie zugrunde gelegt, die aus Eltern und 3-5 
Kindern besteht. 

Bei geschickter Anordnung und Bemessung der 
Verkehrsflächen sowie richtiger Raumzuordnung 
läßt sich das unter IV angegebene Raumprogramm 
bei einer Geschoßhöhe von 2,75 m in den Wohn­
geschossen innerhalb eines umbauten Raumes von 
900-950 cbm verwirklichen. 

IV. Raumprogramm 

Alle angegebenen Raumgrößen sind Netto­
Grundrißflächen (NGF) nach DIN 277, Blatt 1, 
einschl. 3 °/o für Putz. 
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A Amtsbereich 

1. E i n g a n g s r a u m (Windfang) 
mit Zugang zum Amtszimmer, zum Wartezim­
mer und zur Wohnung. Seine Breite bzw. Tiefe 
ist mit 1,50 m ausreichend. 

2. W a r t e z i m m e r , 8 qm 
Hier soll auch Stellfläche für Aktenregale zur 
Entlastung des Amtszimmers sowie Platz für 
einen Schreibmaschinentisch für gelegentliche 
Mitarbeiter sein. 

3. Amtszimmer , 18 qm 
mit viel Stellfläche für Bücherregale sowie mit 
Grundfläche für Arbeitsplatz und Sitzgruppe 
für mindestens 3 Personen. 
Das Amtszimmer soll nur eine Tür haben. Die­
ses ist besonders auch für ungestörte, seelsor­
gerliche Gespräche wichtig. Auf einen Schall­
schutz mit mind. 40 db ist zu achten. 
Die Möblierung ist vom Pfarrstelleninhaber zu 
stellen. 
Die Möblierung des Wartezimmers hat durch 
die Kirchengemeinde zu erfolgen. 

B Wohnbereich 

1. Diele oder Flur 
Der Raum soll auch für mehrere Besucher nicht 
zu eng sein. Eine Garderobennische ist er­
wünscht. Als besonders praktisch hat es sich 
erwiesen, wenn diese gleichzeitig Vorraum zum 
WC ist. Ihre Breite soll nicht geringer als 1,20 m 
sein, die Tiefe muß 0,60 m betragen (siehe auch 
Ziffer 6). 

2. W o h n z i m m e r , 26 qm 
unmittelbar von der Diele aus erreichbar. Die 
Tiefe soll mind. 4,13 m sein. Es muß so zu mö­
blieren sein, daß hier auch eine größere Anzahl 
von Besuchern aus der Gemeinde Platz finden 
kann. 

3. Eßzimmer, 16 qm 
mit Eßplatz für mind. 6 Personen sowie Spiel­
und Arbeitsmöglichkeit für kleinere Kinder. 
Tür zur Küche und zum Garten. 
Wenn außer der Verbindung zur Küche eine 
Tür zum Wohnzimmer vorhanden ist, kann auf 
einen unmittelbaren Zugang vom Flur verzich­
tet werden. Mit Rücksicht auf die erforderliche 
Stellfläche und die unzureichende Schalldämp­
fung ist eine große Verbindung zwischen Wohn­
zimmer und Eßzimmer nicht zweckmäßig. Es 
sollte nur eine normalbreite Tür vorgesehen 
werden, die möglichst auch schallhemmend aus­
gestattet sein soll. 

4. K ü c h e , 10 qm 
erreichbar von Flur und Eßzimmer 
Die Mithilfe einer Hausgehilfin kann heute 
nicht mehr vorausgesetzt werden. Deshalb muß 
die Hausfrau mit Unterstützung von Familien­
mitgliedern die Hausarbeit allein bewältigen 
können. Es ist darauf zu achten, daß durch die 
Planung ein sinnvoller Arbeitsablauf gewähr­
leistet wird (siehe auch DIN 18022). 
Die Lage der Türen und des Fensters erhält in 
diesem Zusammenhang besondere Bedeutung. 
Die Stellfläche in der Küche muß so bemessen 
sein, daß von den wechselnden Bewohnern auch 
Einbaumöbel aufgestellt werden können. 
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5. H aus a r b e i t s r au m , 7 qm 
Dieser Raum soll unmittelbar neben der Küche 
liegen und möglichst von ihr direkt erreichbar 
sein. Eine Außentür zum Gartenbereich ist 
möglich. 
Es soll neben einem Schrankeinbau für sperri­
ges Wirtschaftsgerät (Besen, Staubsauger usw.) 
und einer Arbeitsplatte zum Arbeiten im Ste­
hen (0,90 m Höhe) ausreichend Stellfläche z. B. 
für Waschmaschine, Bügelautomat, Sammelbe­
hälter für Schmutzwäsche, Hängeschrank für 
Wasch- und Putzmittel, vorhanden sein. 

6. T o i 1 et t e , 2 qm 
erreichbar vom Wohnungsflur. Die räumliche 
Verbindung zur Garderobennische ist meist 
günstig. Der WC-Raum sollte nahe zur Verbin­
dungstür zwischen Amts- und Wohnteil liegen. 

7. überdachter Sitzplatz am Garten 
Er soll direkt vom Eßzimmer aus erreichbar 
sein. Eine nahe Verbindung zur Küche ist prak­
tisch. Er ist, um gut genutzt und von der Nach­
barschaft nicht eingesehen werden zu können, 
dreiseitig zu schließen. Seine Tiefe soll bei Ost­
bis Südlage mindestens 2 m, bei Westlage min­
destens 2,50 m betragen. Wo es planerisch mög­
lich ist, sollte zwischen Eßzimmer und Sitzplatz 
nur eine Hebetür angeordnet werden und die 
Belichtung des Eßzimmers an einer anderen 
Raumseite liegen. 

C Schlafbereich 

Die nachstehend genannten Räume 
müssen unmittelbar vom Flur aus 
z u g ä n g 1 i c h s e i n. H i n t e r d e n a u f -
schlagenden Türen soll Platz für 
e i n e S c h r a n k t i e f e v e r b 1 e i b e n. 

l. E 1 t e r n s c h l a f z i m m e r , 17 qm 
mit Platz für Kleinkinderbett. Die Raumbreite 
soll nicht unter 3,40 m betragen. Die Betten sol­
len möglichst nicht an einer Außenwand stehen. 
Es ist darauf zu achten, daß die Stellflächen 
möglichst keine Unterbrechungen durch Vor­
sprünge, Nischen o. ä. haben. Für Schränke sol­
len mindestens 3,0 m zur Verfügung stehen. 

2. 2 Kinderzimmer, je 14 qm 
mit Stellmöglichkeiten für je 2 normalgroße 
Betten sowie je 2 Arbeitsplätze für Schularbei­
ten. 
Es hat sich als praktisch erwiesen, wenn die 
beiden Betten diagonal gegenüber stehen. Hier­
durch entstehen im Bereich der Tür und im Be­
reich des Fensters Raumflächen, die besser zu 
nutzen sind, als wenn die Betten an einer Wand 
hintereinander stehen. 
Das Fenster ist so anzuordnen, daß es sich auf 
keinen Fall mit einem der Betten überschneidet. 

3. Gastzimmer, 10 qm 
für die Unterbringung eines Gastes oder eines 
weiteren Familienmitgliedes. 
Auf eine für die Möblierung günstige Anordnung 
von Tür und Fenster ist zu achten. 

4. Bad, 5 qm 
mit Wanne, Waschbecken und WC. 



5. T o i 1 et t e u n d D u s c h e , 4 qm 
getrennt vom Bad, als Waschraum benutzbar. 
Ausreichend ist ein Waschbecken in Normal­
größe. 

6. Balkon 
Seine Breite und Tiefe werden sich in der Regel 
n·ach den Abmessungen des überdachten Sitz­
platzes richten. Er ist am besten dem Eltern­
schlafzimmer zuzuordnen. Kinderzimmer sollen 
wegen des damit verbundenen Stellflächenver­
lustes keine Verbindung zum Balkon haben. 
Soweit ein Garten zur Verfügung steht, kann 
der Balkon verhältnismäßig klein gehalten wer­
den. Es genügt dann eine Größe von 5 qm. 

D, Keller- und Wirtschaftsräume 

1. Zentralheizung 
Bei Einbau einer Ölheizung ist es notwendig, ei­
nen ausreichend großen Öllagerraum vorzuse­
hen. Bei anderen Heizungsarten soll auf diesen 
nicht verzichtet werden, um im Bedarfsfall um­
stellen zu können. 
Auf keinen Fall darf auf einen Heizungsschorn­
stein verzichtet werden. Ein Reserveschornstein 
ist vorzusehen. Dieser soll so liegen, daß An­
schluß- und Heizmöglichkeiten für mehrere 
Räume bestehen. 

2. V o r r a t s k e 11 e r 
geeignet auch für temperaturempfindliche Le­
bensmittel. 
Ein Elektroanschluß für eine Tiefkühltruhe soll 
installiert werden. 

3. Ab s t e 11 raum 
für Fahrräder, zeitweise nicht benutzte Möbel, 
Gartenmöbel und -geräte usw. 

4. W a s c h k ü c h e - T r o c k e n r a u m 
Eine gute Querlüftung ist notwendig. Die Kel­
leraußentür soll nicht als zweite Öffnung hier­
für dienen. Ein Bodeneinlauf ist notwendig. 

Zur Unterbringung der genannten Kellerräume 
wird bei rein erdgeschossigen Pfarrhäusern eine 
Vollunterkellerung nicht erforderlich sein. Eine 
Teilunterkellerung ist nur dann sinnvoll und ko­
stensparend, wenn sie eine klare äußere Form und 
Abgrenzung hat. 

Die Kelleraußentreppe liegt an der Waschküche 
meist am günstigsten. 

5. Gar a g e, bis 18 qm 
Breite mind. 2,50 m, Länge zwischen 5,00 und 
6,00m. 
Bei günstiger Grundstückssituation oder bei 
Hanglage kann sie im Kellergeschoß unterge­
bracht werden. 
Ein Garagenbaukörper läßt sich gut zur Anlage 
des überdachten Sitzplatzes am Garten heran­
ziehen. 

V. Einzelheiten der Bauausführung 

Die nachstehend genannten Baustoffe und Aus­
führungsarten sind Maßstab, besonders im Blick 
auf die Bau- und Unterhaltungskosten. Bewährten 
und dauerhaften Materialien, auch beim Innenaus­
bau, ist der Vorzug zu geben. 

1. Außenwände 
Der Wärmeschutz muß in der Regel über den 
Anforderungen nach DIN 4108 liegen (Ergän­
zungserlaß zur DIN 4108 vom Oktober 1974), 
die lediglich Mindestanforderungen darstellen. 
Eine Verdoppelung der Mindestwerte (Voll­
wärmeschutz) soll bei Außenwänden und den 
sinngemäß entsprechenden Decken und Fuß­
böden angestrebt werden. 

2. I n n e n w ä n d e 
Amtszimmer: 

Küche und WC: 

Bad und Dusche: 

guter Schallschutz, Wän­
de zu Nachbarräumen 
sollen mindestens 17 cm 
dick sein. 
weißer Fliesensockel, 
höchstens 1,50 m'hoch. 
weißer Fliesensockel, 
höchstens 2,00 m hoch. 

Gastzimmer: weißer Fliesenspiegel, 
höchstens 1,00 qm groß 

Anstrich u. Tapeten: Höchstpreise nach den 
jeweils geltenden Richt­
linien 

3. Decken 
Putz mit Anstrich 

4. Fußböden 
Amts-, Wohn- und 
Eßräume: 

übrige Wohn-, 
Schlafräume und 
Flure: 
Windfang, Küche, 
Sanitärräume und 
Balkon: 

Parkett, 2. bis 3. Wahl 
(evtl. Lamellenparkett). 

Kunststoffbeläge 

Fliesen- oder Plattenbe­
lag 

Teppichböden sind nur als zusätzlicher Belag 
und auf Kosten des Wohnungsinhabers zuge­
lassen. Der vorhandene Belag darf nicht be­
schädigt werden. 

5. Fenster 
Große Glasflächen sind zu vermeiden. 
Doppel-, Verbundfenster oder Fenster mit Iso­
lierverglasung (gemäß DIN 4108 und Ergän­
zung Okt. 1974). 
In jedem Raum ein Fenster. mit Lüftungsflügel 
(Dreh-Kipp-Beschlag), Fenstertüren mit Hebe­
beschlag. 

~ Fensterläden/Rolläden 
Nur im Erdgeschoß nötig. 
Markisen, Jalousetten oder Rollos gehen zu 
Lasten des Wohnungsinhabers. 

7. Türen 

Haustüren wettergeschützt, Innentüren in ein­
facher gestrichener Ausführung oder preis­
gleich mit Furnier, für das Amtszimmer mit 
Schallschutz. Kunststoffbeschichtungen oder 
teure Furniere sind nicht zugelassen. 

8. Heizung 

In der Regel öl- oder gasbefeuerte Warmwas­
ser-Zentralheizung mit geschlossenem Lei-
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tungssystem und Rücklaufbeimischung. Ein 
Umstellen auf feste Brennstoffe soll möglich 
sein. 
Für die Heizöllagerung im Keller kommen nur 
rechteckige Behälter aus Stahl nach der gel­
tenden DIN oder Batteriebehälter aus Kunst­
stoff in Betracht, Erdtanks nur in begründeten 
Ausnahmefällen. Sämtliche Behälter müssen 
den einschlägigen Vorschriften und Normen 
entsprechen. 

9. Warmwasserversorgung 
Für Küche, Bad, Dusche und Waschbecken ist 
eine zentrale Warmwasserbereitung (mit Tem­
peraturbegrenzung) in Verbindung mit der 
Heizung, oder Versorgung über Elektro- oder 
Gas-Warmwasserbereiter vorzusehen. 

10. S an i t ä r e Ins t a 11 a t i o n 
Küche Nirosta-Doppelspüle mit 

Abtropfplatte 
Länge max. 1,35 m, Un­
terschrank, Anschluß für 
Spülmaschine. 

Hausarbeitsraum: Ein Wasseranschluß an 
geeigneter, nicht stören­
der Stelle. 

Bad: 

WC-Raum mit 
Dusche: 

Gastzimmer: 

Kinderzimmer: 

Außenbereich: 

Keller: 

Einbauwanne, Wasch­
becken mit Spiegel, Ab­
lage und Handtuchhalter, 
Gläserhalter, Spülabort, 
Toilettenpapierhalter. 
Spülabort, Toilettenpa­
pierhalter, Waschbecken 
mit Spiegel, Ablage und 
Handtuchhalter, Dusche, 
max. 90 x 90 cm, mit 
Vorhangschiene. 

Waschbecken mit Spie­
gel, Ablage und Hand­
tuchhalter. 
Eines der Kinderzimmer 
mit Waschbecken, Spie­
gel, Ablage und Hand­
tuchhalter. 
je eine Zapfstelle im Vor­
und Hauptgarten. 
eine Zapfstelle. 

Alle Objekte, Armaturen und Zubehör in ein­
facher Standardausführung. 

11. E 1 e kt r o in s t a 11 a t i o n 
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In allen Räumen je eine Decken-Brennstelle in 
Raummitte. 
Im Wohnzimmer ist eine weitere Brennstelle 
möglich. 
Wand-Brennstellen nur über den Waschbek­
ken und an der Objektwand in der Küche. 

Küche: 

Hausarbeitsraum: 

Anschlüsse für Herd, 
Kühlschrank, Geschirr­
spülmaschine, Haushalts­
geräte, ggf. Warmwasser­
bereiter. 
Anschlüsse für Waschma­
schine, Bügelautomat 
oder andere Geräte. 

Die Zahl der Steckdosen soll ausreichend sein, 
jedoch 30 Einzelsteckdosen keinesfalls über­
schreiten. In dieser Zahl sind die o. g. Anschlüs­
se in der Küche und dem Hausarbeitsraum 
enthalten. Ein eigener Stromkreis für den 
Waschmaschinenanschluß ist vorzusehen. 
Für Elektroherd, Spülmaschine o. ä. sollen mög­
lichst Drehstromanschlüsse installiert werden. 
In der Garage und im Bereich des gedeckten 
Sitzplatzes je eine wasserdichte Steckdose. 

12. B e 1 euch t u n g s k ö r p e r 
In der Küche, Hausarbeitsraum, Bad, WCs, 
Keller, Dachboden und Garage sind einfache 
Leuchten an der Decke als Hausinventar zur 
Verfügung zu stellen; falls erforderlich, bis zu 
3 Außenleuchten. 

13. S c h w a c h s t r o m an 1 a g e 
Klingelanlage mit Glocke oder Gong in der 
Diele; falls erforderlich, elektrischer Türöff­
ner. 

14. F e r n s p r e c h a n 1 a g e 
Im Amtszimmer: Hauptanschluß 
im Wohnbereich und im Schlafteil: je eine zu­
sätzliche Steckdose. 

15. An t e n n e ( f ü r Run d f u n k u n d 
Fernsehen) 
Im Wohnzimmer: nur Anschlußmöglichkeit und 
Leerrohr zum Dach. 

16. B 1 i t z s c h u t z 
nur bei besonderen Auflagen. 

17. Vorhangschienen 
Wohn- und Schlafräume 3-läufig, als Decken­
oder Einputzschienen. 

18. H a u s w i r t s c h a f t li c h e G e r ä t e 
Die Anschaffung und Montage der Geräte ist 
Sache des Wohnungsinhabers. 
Einbauschränke sind nicht vorzusehen. Die 
Anschaffung und Montage von Keller- und 
anderen Abstellregalen gehen zu Lasten des 
Wohnungsinhabers. 

19. A uß enanlag en 
Wege einfach befestigt, sparsame, pflegeleichte 
Bepflanzung. 
Bodenhülsen für Wäschepfähle oder Wäsche­
spindel. 
Die plattierte Terrassenfläche mit überdach­
tem Sitzplatz am Garten soll bis zu 12 qm groß 
sein. 

VI. Schlußbestimmung 

Diese Ordnung tritt am 1. 10. 1977 in Kraft. 

Zu diesem Zeitpunkt treten die Richtlinien für 
den Neubau von Pfarrhäusern vom 25. 3. 1960 
(KABL Nr. 7 1960 S. 39) und andere entgegenste­
hende Regelungen außer Kraft. 

Bielefeld, den 24. August 1977 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

Dr. Danielsmeyer 

Az.: 24669/B 9a - 17 

Dr. Martens 



Gesetz über Sonn- und Feiertage 
(Feiertagsgesetz NW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 22. Februar 1977 

Landeskirchenamt 
Az.: 28617 / C 7-16 

Bielefeld, den 1. 9. 1977 

Wir veröffentlichen nachstehend den ab 31. De­
zember 1976 in Nordrhein-Westfalen geltenden 
Wortlaut des Gesetzes über die Sonn- und Feier­
tage (GV. NW. S. 98): 

Gesetz über Sonn-
und Feiertage (Feiertagsgesetz NW) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

Vom 22. Februar 1977 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Sonntage und die Feiertage werden nach 
Maßgabe dieses Gesetzes geschützt. 

(2) Der Feiertagsschutz gilt von Mitternacht bis 
Mitternacht, soweit im einzelnen nicht etwas Ab­
weichendes bestimmt ist. 

(1) Feiertage sind: 

1. der Neujahrstag, 
2. der Karfreitag, 
3. der Ostermontag, 

§ 2 

Feiertage 

4. der 1. Mai als Tag des Bekenntnisses zu Frei­
heit und Frieden, sozialer Gerechtigkeit, Völ­
kerversöhnung und Menschenwürde, 

5. der Christi-Himmelfahrtstag, 
6. der Pfingstmontag, 
7. der Fronleichnamstag (Donnerstag nach dem 

Sonntag Trinitatis), 
8. der 17. Juni als Tag der deutschen Einheit, 
9. der Allerheiligentag (1. November), 

10. der Buß- und Bettag (Mittwoch vor dem letz­
ten Sonntag nach Trinitatis), 

11. der 1. Weihnachtstag, 
12. der 2. Weihnachtstag. 

(2) Gedenk- und Trauertage sind: 

1. der Volkstrauertag (zweiter Sonntag vor dem 
1. Advent), 

2. der Totensonntag (letzter Sonntag vor dem 
1. Advent). 

§ 3 

Arbeitsverbote 

An Sonn- und Feiertagen sind alle öffentlich be­
merkbaren Arbeiten verboten, die geeignet sind, 
die äußere Ruhe des Tages zu stören, sofern sie 
nicht besonders erlaubt sind. Bei erlaubten Arbei­
ten sind unnötige Störungen und Geräusche zu 
vermeiden. Verboten sind auch Treib-, Lapp- und 
Hetzjagden. 

§ 4 
Ausnahmen von Arbeitsverboten 

An Sonn- und Feiertagen sind erlaubt: 

1. Alle gewerblichen Arbeiten einschließlich des 
Handelsgewerbes, deren Ausführung an Sonn­
und Feiertagen nach Bundes- oder Landesrecht 
allgemein oder im Einzelfalle ausdrücklich zu­
gelassen ist; 

2. die Arbeiten der öffentlichen und privaten Un­
ternehmen des Verkehrs, einschließlich der den 
Bedürfnissen des Verkehrs dienenden Neben­
betriebe und der Hilfseinrichtungen des Ver­
kehrs (z. B. Tankstellen, Reparaturwerkstätten, 
Ersatzteillager, Fahrzeugbewachung); Instand­
setzungsarbeiten an Verkehrsmitteln sind je­
doch nur zugelassen, soweit sie für die Weiter­
fahrt erforderlich oder nach Ziffer 1 erlaubt 
sind; 

3. unaufschiebbare Arbeiten, die erforderlich sind 

a) zur Verhütung eines Notstandes oder im In­
teresse öffentlicher Einrichtungen und An­
stalten, 

b) zur Abwendung eines erheblichen Schadens 
an Gesundheit oder Eigentum, 

c) zur Befriedigung dringender häuslicher oder 
landwirtschaftlicher Bedürfnisse; 

4. Gartenarbeiten, die nicht gewerbsmäßig ver­
richtet werden, und die nicht gewerbsmäßige 
Säuberung von Flächen, die der Erholung die­
nen. 

§ 5 
Verbotene Veranstaltungen 

(1) An Sonn- und Feiertagen sind während der 
Hauptzeit des Gottesdienstes verboten: 

a) öffentliche Versammlungen unter freiem Him­
mel und öffentliche Auf- und Umzüge, die nicht 
mit dem Gottesdienst zusammenhängen, 

b) alle der Unterhaltung dienenden öffentlichen 
Veranstaltungen, bei denen nicht ein höheres 
Interesse der Kunst, Wissenschaft oder Volks­
bildung vorliegt, sowie in Räumen mit Schank­
betrieb, Tanzlustbarkeiten und lärmende Zu­
sammenkünfte, 

c) öffentliche Versammlungen in geschlossenen 
Räumen, soweit hierdurch der Gottesdienst un­
mittelbar gestört wird, 

d) größere sportliche und turnerische Veranstal­
tungen und solche, durch die der Gottesdienst 
unmittelbar gestört wird. 

Als Hauptzeit des Gottesdienstes gilt die Zeit von 
6 bis 11 Uhr. Die örtliche Ordnungsbehörde kann 
im Einvernehmen mit den Kirchen festlegen, daß 
diese Zeit bereits vor 11 Uhr endet. 

(2) Soweit Märkte an Sonn- und Feiertagen zu­
gelassen sind, dürfen sie erst nach der ortsüblichen 
Zeit des Hauptgottesdienstes beginnen. 

Die ortsübliche Zeit des Hauptgottesdienstes 
wird von der örtlichen Ordnungsbehörde im Ein­
vernehmen mit der Kirche festgelegt; sie darf zwei 
Stunden nicht überschreiten und muß in der 
Hauptzeit des Gottesdienstes liegen. 

125 



§ 6 

Stille Feiertage 
(1) Am 17. Juni, am Volkstrauertag und am Buß­

und Bettag sind zusätzlich verboten: 

1. Märkte, Verkaufsmessen, gewerbliche Ausstel­
lungen und ähnliche Veranstaltungen von 5 Uhr 
bis 13 Uhr, 

2. sportliche, turnerische und ähnliche Veranstal­
tungen einschließlich Pferderennen und -lei­
stungsschauen sowie Zirkusveranstaltungen von 
5 Uhr bis 13 Uhr, 

3. der Betrieb von Wettbüros sowie die gewerb­
liche Annahme von Wetten von 5 Uhr bis 
13 Uhr, 

4. musikalische und sonstige unterhaltende Dar­
bietungen jeder Art in Gaststätten und in Ne­
benräumen mit Schankbetrieb von 5 Uhr bis 
18 Uhr, 

5. Volksfeste und alle anderen der Unterhaltung 
dienenden öffentlichen Veranstaltungen ein­
schließlich Tanz von 5 Uhr bis 18 Uhr. 

(2) Am Allerheiligentag und am Totensonntag 
sind zusätzlich verboten: 
alle in Absatz 1 genannten Veranstaltungen von 
5 Uhr bis 18 Uhr. 

(3) Am Karfreitag sind zusätzlich verboten: 
1. alle in Absatz 1 genannten Veranstaltungen bis 

zum nächsten Tag 6 Uhr, mit Ausnahme der 
Großmärkte, die bis zum nächsten Tag 3 Uhr 
verboten sind, 

2. alle nicht öffentlichen unterhaltenden Veran­
staltungen außerhalb von Wohnungen bis zum 
nächsten Tag 6 Uhr, 

3. die Vorführung von Filmen, die nicht vom Kul­
tusminister oder der von ihm bestimmten Stelle 
als zur Aufführung am Karfreitag geeignet an­
erkannt sind, bis zum nächsten Tag 6 Uhr, 

4. Veranstaltungen, Theater- und musikalische 
Aufführungen, Filmvorführungen und Vorträge 
jeglicher Art, auch ernsten Charakters, wäh­
rend der Hauptzeit des Gottesdienstes. 

(4) Bei Rundfunksendungen ist während der Zeit 
von 5 Uhr bis 18 Uhr (Absätze 1 und 2) und von 
O Uhr bis zum nächsten Tag 6 Uhr (Absatz 3) auf 
den ernsten Charakter der stillen Feiertage Rück­
sicht zu nehmen. 

§ 7 

Sonstige Verbote 

(1) Am Gründonnerstag ist ab 18 Uhr öffent­
licher Tanz verboten. 

(2) Auf den Vorabend des Weihnachtstages fin­
det ab 16 Uhr§ 6 Abs. 1 sinngemäß Anwendung. 

§ 8 
Kirchliche Feiertage 

(1) Kirchliche Feiertage sind Feiertage, die von 
den Kirchen oder Religionsgemeinschaften außer 
den in§ 2 genannten Feiertagen begangen werden. 

(2) An kirchlichen Feiertagen haben die Arbeit­
geber den in einem Beschäftigungs- oder Ausbil­
dungsverhältnis stehenden Angehörigen der 
betreffenden Kirche oder Religionsgemeinschaft 
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Gelegenheit zum Besuch des Gottesdienstes zu ge­
ben, sofern nicht unaufschiebbare oder im allge­
meinen Interesse vordringliche Aufgaben zu erle­
digen sind. Weitere Nachteile als ein etwaiger 
Lohnausfall für die versäumte Arbeitszeit dürfen 
den Arbeitnehmern aus ihrem Fernbleiben nicht 
erwachsen. 

(3) Kirchliche Feiertage werden gemäß § 5 
Abs. 1 geschützt in den Gemeinden, in denen min­
destens zwei Fünftel der Bevölkerung den Feiertag 
begehen oder in denen die allgemeine Achtung des 
Feiertages einer langjährigen Gewohnheit ent­
spricht. In Zweifelsfällen entscheidet der Regie­
rungspräsident. 

§ 9 
Jüdische Feiertage 

(1) An den folgenden jüdischen Feiertagen: 
1. am Neujahrsfest (zwei Tage), 
2. am Versöhnungstag und am Vorabend dieses 

Tages ab 18 Uhr, 
sind während der Zeit des Hauptgottesdienstes in 
der Nähe von Synagogen und sonstigen der jüdi­
schen Kultusgemeinde zu gottesdienstlichen Zwek­
ken dienenden Räumen und Gebäuden verboten: 

a) alle vermeidbaren, Lärm erregenden Handlun­
gen, 

b) öffentliche Versammlungen, Auf- und Umzüge. 

(2) Die ortsübliche Zeit des Hauptgottesdienstes 
wird durch die örtliche Ordnungsbehörde im Ein­
vernehmen mit der jüdischen Kultusgemeinde 
festgesetzt. 

(3) An den in Absatz 1 genannten jüdischen 
Feiertagen steht den bekenntniszugehörigen Beam­
ten und Arbeitnehmern der öffentlichen und pri­
vaten Betriebe und Verwaltungen das Recht zu, 
von der Arbeit fernzubleiben. Weitere Nachteile 
als ein etwaiger Lohnausfall für die versäumte Ar­
beitszeit dürfen den Arbeitnehmern aus ihrem 
Fernbleiben nicht erwachsen. 

§ 10 
Ausnahmen von Verboten 

(1) Beim Vorliegen eines besonders dringenden 
Bedürfnisses können Ausnahmen von den Verboten 
der §§ 3 und 5 bis 7 zugelassen werden, sofern da­
mit keine erhebliche Beeinträchtigung des Sonn­
und Feiertagsschutzes verbunden ist. 

(2) Zuständig für die Erteilung einer Ausnahme­
genehmigung ist in den Fällen der §§ 3 und 5 die 
Aufsichtsbehörde nach § 7 des Ordnungsbehörden­
gesetzes, in den Fällen der §§ 6 und 7 der Innen­
minister. 

§ 11 
Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
1. entgegen § 3 Satz 1 an Sonn- und Feiertagen 

öffentlich bemerkbare Arbeiten ausführt, die 
geeignet sind, die äußere Ruhe des Tages zu 
stören, oder entgegen § 3 Satz 2 bei erlaubten 
Arbeiten (§ 4) vermeidbare Störungen und Ge­
räusche verursacht; 

2. entgegen § 3 Satz 3 an Sonn- und Feiertagen 
Treib-, Lapp- und Hetzjagden veranstaltet; 



3. entgegen § 5 an Sonn- und Feiertagen während 
der Hauptzeit des Gottesdienstes Veranstaltun­
gen der dort bezeichneten Art durchführt; 

4. an stillen Feiertagen (§ 6) oder am Vorabend 
des Weihnachtstages einem Veranstaltungs­
oder Gewerbeverbot nach § 6 Abs. 1 bis 3, § 7 
Abs. 2 zuwiderhandelt; 

5. entgegen § 7 Abs. 1 am Gründonnerstag ab 
18 Uhr öffentliche Tanzlustbarkeiten veranstal­
tet; 

6. als Arbeitgeber entgegen § 8 Abs. 2 an kirch­
lichen Feiertagen den in einem Beschäftigungs­
oder Ausbildungsverhältnis stehenden Angehö­
rigen der betreffenden Kirche oder Religions­
gemeinschaft keine Gelegenheit zum Besuch des 
Gottesdienstes gibt; 

7. entgegen § 8 Abs. 3 an kirchlichen Feiertagen 
während der Hauptzeit des Gottesdienstes Ver­
anstaltungen der in § 5 Abs. 1 bezeichneten Art 
durchführt; 

8. entgegen § 9 Abs. 1 an jüdischen Feiertagen 
während der Zeit des Hauptgottesdienstes in 
der Nähe von Synagogen und sonstigen der: jü­
dischen Kultusgemeinde zu gottesdienstlichen 
Zwecken dienenden Räumen und Gebäuden 
vermeidbaren Lärm erregt oder Versammlun­
gen, Auf- und Umzüge veranstaltet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die örtliche Ordnungsbehörde. 

§ 12 
Einschränkung von Grundrechten 

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Ar­
tikel 8 Abs. 2 des Grundgesetzes) wird nach Maß­
gabe des § 5 Abs. 1, § 6, § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 3 und 
§ 9 Abs. 1 eingeschränkt. 

§ 13 
Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder­
lichen Verwaltungsvorschriften erläßt der Innen­
minister im Einvernehmen mit dem Kultusminister 
und dem Minister: für Arbeit, Gesundheit und So­
ziales. 

§ 14 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Vorübergehende Nichtheranziehung 
von Mitarbeitervertretern und Jugend­

vertretern zum Grundwehrdienst 
Landeskirchenamt 
Az.: 25861/A 7-06 

Bielefeld, den 5. 8. 1977 

Auf unsere Veranlassung hin hat das Bundesmi­
nisterium der Verteidigung die wehrpflichtigen 
Mitarbeitervertreter und Jugendvertreter nach 
dem Mitarbeitervertretungsrecht im Bereich der 
EvangelischenKirche in Deutschland mit dem nach-

stehenden Erlaß vom 22. Juli 1977 - VR III 7 -
Az .. 24-09-01 - hinsichtlich der vorübergehenden 
Nichtheranziehung zum Grundwehrdienst den Mit­
gliedern von Betriebsräten, Personalvertretungen 
und Jugendvertretungen nach den staatlichen Ge­
setzen gleichgestellt. Die Regelung gilt auch für 
Mitarbeitervertreter und Jugendvertreter, die nach 
der Ordnung über die Mitarbeitervertretungen in 
diakonischen Einrichtungen vom 24. September 
1973 gewählt sind. Der Erlaß des Bundesmini­
steriums der Verteidigung vom 22. Juli 1977 hat 
folgenden Wortlaut: 

,,Nach dem Ergebnis der nunmehr abgeschlosse­
nen Überprüfung ist die Rechtstellung der Ju­
gendvertreter und Mitarbeitervertreter in der 
Evangelischen Kirche Deutschlands (EKD) mit 
der der Jugendvertreter, Betriebsräte und Per­
sonalvertretungsmitglieder nach dem Betriebs­
verfassungsrecht bzw. Bundespersonalvertre­
tungsgesetz vergleichbar; auch die Beteiligungs­
rechte und sonstigen Befugnisse entsprechen 
sich im wesentlichen. Ich habe deshalb ange­
ordnet, daß die für Jugendvertreter, Betriebs­
räte und Personalvertretungsmitglieder gel­
tende Einberufungsregelung ab sofort auch auf 
die wehrpflichtigen Jugendvertreter und Mit­
arbeitervertreter der Evangelischen Kirche 
Deutschlands (EKD) anzuwenden ist. 
Hiernach sind Angehörige dieses Personen­
kreises, falls sie keinen gegenteiligen Wunsch 
äußern, für die Dauer ihrer Amtsperiode nicht 
zum Grundwehrdienst heranzuziehen, wenn der 
personelle Ersatzbedarf der Bundeswehr durch 
gleich- oder bessergeeignete Wehrpflichtige ge­
deckt werden kann. Davon sind jedoch grund­
sätzlich Wehrpflichtige ausgenommen, die wäh­
rend ihrer Amtszeit das 28. Lebensjahr über­
schreiten würden. 
Voraussetzung für die Nichtheranziehung ist, 
daß der Wehrpflichtige eine Bescheinigung der 
zuständigen Arbeitnehmervertretung vorlegt, 
aus der sich das Datum der, Wahl und die Dauer 
seiner Amtszeit ergibt. Ist der Wehrpflichtige 
das einzige Mitglied der Jugend- oder Mit­
arbeitervertretung, so ist auch insoweit ein ent­
sprechender Nachweis zu erbringen. Die Nicht­
heranziehung gilt nur für die Dauer der Amts­
zeit, für die der Wehrpflichtige dem Kreiswehr­
ersatzamt erstmals seine Wahl angezeigt hat. 
Unerheblich ist, ob es sich um die erste oder 
eine weitere Amtszeit in einer solchen Ver­
tretung handelt. Nach Ablauf dieser Amtszeit 
steht eine erneute Wahl für eine Arbeitnehmer­
vertretung der Einberufung nicht mehr ent­
gegen ... " 

Ergänzend geben wir auszugsweise auch den 
Erlaß des o. a. Ministeriums vom 7. Juli 1976 - VR 
III 7 - Az. 24-09-01 -, mit dem die Einberufungs­
regelung für die Arbeitnehmervertreter nach den 
staatlichen Gesetzen getroffen worden ist, be­
kannt: 

„Wehrpflichtige, die dem Kreiswehrersatzamt 
erstmals mitteilen, daß sie als Jugendvertreter, 
Betriebsratsmitglied oder Personalratsmitglied 
gewählt wurden, sind, falls sie keinen gegen­
teiligen Wunsch äußern, für die Dauer ihrer 
Amtsperiode nicht zum Grundwehrdienst 
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heranzuziehen, wenn der personelle Ersatz­
bedarf der Bundeswehr durch gleich- oder 
bessergeeignete Wehrpflichtige, ggf. im über­
gebietlichen Ausgleich, gedeckt werden kann. 
Ein bereits ergangener Einberufungsbescheid 
ist zu widerrufen, wenn ein mindestens gleich­
geeigneter Ersatzmann einberufen werden 
kann. Gleichgeeignet ist auch ein Wehrpflich­
tiger, der über die Austauschtabelle ermittelt 
werden kann. 
Voraussetzung für die Nichtheranziehung ist, 
daß der Wehrpflichtige eine Bescheinigung der 
zuständigen Arbeitnehmervertretung vorlegt, 
aus der sich das Datum seiner Wahl und die 
Dauer seiner Amtszeit ergibt. Ist der Wehr­
pflichtige das einzige Mitglied der Jugendver­
tretung, des Betriebsrates oder des Personal­
rates, so ist eine entsprechende Bescheinigung 
des Betriebes oder der Behörde zu fordern ... 
Über die vorübergehende Nichtheranziehung 
zum Grundwehrdienst sind die Wehrpflichtigen 
vom Kreiswehrersatzamt zu unterrichten ... " 

Die o. a. Regelung kann nur angewendet werden, 
wenn der Wehrpflichtige dem Kreiswehrersatzamt 
seine Zugehörigkeit zur Mitarbeitervertretung 
bzw. seine Wahl zum Jugendvertreter anzeigt und 
den entsprechenden Nachweis erbringt. Daher wird 
gebeten, die Mitarbeitervertretungen von dieser 
Verfügung zu unterrichten, damit die betreffenden 
Mitarbeiter bei einer bevorstehenden Einberufung 
zum Grundwehrdienst einen entsprechenden An­
trag stellen können. 

Verlust eines Kirchensiegels 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 21. 7. 1977 
Az.: 24161/Dtmd.-Nicolai 9 

Das Kleinsiegel mit dem Beizeichen 2 der 
Evangelischen St. Nicolai-Kirchengemeinde Dort­
mund, Kirchenkreis Dortmund-Mitte, ist abhanden 
gekommen. 

Das abhanden gekommene Kleinsiegel wird hier­
mit gemäß § 24 Abs. 1 der Siegelordnung vom 
31. August 1965 - KABl 1966 S. 137 - außer Gel­
tung gesetzt. 

An die Stelle des außer Geltung gesetzten Klein­
siegels tritt ein Ersatzsiegel, das durch ein zusätz­
liches besonderes Beizeichen gekennzeichnet 
wird. 

Ferienordnung für die Schuljahre 1978/79 
und 1979/80 

Landeskirchenamt 
Az.: 26116/C 9-06 

Bielefeld, den 9. 8. 1977 

Der Kultusminister des Landes NW hat am 24. 
Juni 1977 nachstehenden Erlaß - Az.: III C 4. 
36-70/0 Nr. 1150/77 - veröffentlicht: 

Die Ferien für die oben genannten Schuljahre 
werden für allgemeinbildende und berufsbildende 
Schulen folgendermaßen festgelegt. 
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Ferien 

Sommer 

Herbst 

Weihnachten 

Ostern 

Ferien 

Sommer 

Herbst 

Weihnachten 

Ostern 

Schuljahr 1978/79 

Erster Ferientag Letzter Ferientag 

Donnerstag 
29.Juni1978 

Samstag 
12. August 1978 

Freitag Samstag 
6. Oktober 1978 14. Oktober 1978 
Freitag 
22. Dez. 1978 
Samstag 
31. März 1979 

Samstag 
6. Januar 1979 
Samstag 
21. April 1979 

Schuljahr 1979/80 

Erster Ferientag Letzter Ferientag 

Donnerstag 
21. Juni 1979 

Samstag 
4. August 1979 

Freitag Samstag 
5. Oktober 1979 13. Oktober 1979 
Freitag 
21. Dez. 1979 
Samstag 
22. März 1980 

Samstag 
5. Januar 1980 
Samstag 
12. April 1980 

Die Sommerferien des Jahres 1980 werden vom 
19. 6. (Erster Ferientag) bis zum 2. 8. (Letzter Fe­
rientag) dauern. 

Auf Pfingstferien, die sehr kurz vor den 
Sommerferien liegen würden, wurde für beide 
Schuljahre verzichtet. Damit wurde erreicht, daß 
die Herbstferien, die die relativ lange Zeit zwi­
schen den Sommer- und den Weihnachtsferien un­
terbrechen, um zwei Tage verlängert werden 
konnten. 

Die Sommerferien der landwirtschaftlichen 
Fachschulen können im Einvernehmen mit der 
Schulaufsichtsbehörde den besonderen Bedürf­
nissen der Landwirtschaft angepaßt werden. 

Urkunde über eine Pfarrstellenerrichtung 

Auf Grund von Artikel 11 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
1. Dezember 1953 wird nach Anhörung der Betei­
ligten hierdurch folgendes festgesetzt: 

§ 1 

In der Ev. Kirchengemeinde Kir c h h e 11 e n , 
Kirchenkreis Gladbeck-Bottrop, wird eine weitere 
(2.) Pfarrstelle errichtet. Die Besetzung erfolgt ge­
mäß dem Kirchengesetz über die Besetzung der 
Gemeindepfarrstellen in der Evangelischen Kirche 
von Westfalen vom 29. Mai 1953. 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. September 1977 in 
Kraft. 

Bielefeld, den 29. August 1977 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L. S.) Dr. Reiß 
Az.: 19196/Kirchhellen 1 (2) 



Persönliche und andere Nachrichten 

Berufen sind: 

Pfarre!'. Rainer A 1 brecht, Ev. Kirche in Ber­
lin-Brandenburg (West), zum Pfarrer der Ev. Kir­
chengemeinde Verl (1. Pfarrstelle), Kirchkreis Gü­
tersloh; 
Prediger im Hilfsdienst Ferdinand B e c k e r zum 
Pfarrstellenverwalter der Ev. Christus-Kirchen­
gemeinde Lüdenscheid (2. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Lüdenscheid; 
Pfarrer Karl-Heinz B u d de, Ev. Kirche luth. Be­
kenntnisses in Brasilien, zum Pfarrer der, Ev. Kir­
chengemeinde Bad Driburg (3. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Paderborn; 
Kirchenamtmann Heinz B ü c h 1 e r zum Prediger 
in den Dienst der Ev. Trinitatis-Kirchengemeinde 
Münster, Kirchenkreis Münster; 
Pastor im Hilfsdienst Hartmut F r i s c h e zum 
Pfarrer der Ev. Auferstehungs-Kirchengemeinde 
Lüdenscheid (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Lüden­
scheid; 
Pfarrer Dr. theol. Helmut Ga t z e n , Ev. Landes­
kirche in Württemberg, zum Pfarrer des Kirchen­
kreises Gütersloh (6. Pfarrstelle); 
Pfarrer Bernd Günther, Ev. Kirche im Rhein­
land, zum Pfarrer des Kirchenkreises Lübbecke (4. 
Pfarrstelle); 
Pastor im Hilfsdienst Dr. theol. Rolf Hein r i c h , 
zum Pfarrer der Ev. Lukas-Kirchengemeinde 
Buer-Hassel (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Gelsen­
kirchen; 
Pfarrer und Superintendent Reinhardt He n -
r i c h , Ev. Kirchengemeinde Erndtebrück, zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Bad Berleburg 
(2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Wittgenstein; 
Pastor im Hilfsdienst Martin H u r r a ß zum 
Pfarrer der Ev. Lukas-Kirchengemeinde Buer­
Hassel (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Gelsen­
kirchen; 

Pfarrdiakonin Christine Gräfin v o n K a n i t z -
E n g e 1 h a r d t zur Predigerin in den Dienst der 
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Lahde, Kirchenkreis 
Minden; 

Pastor im Hilfsdienst Klaus Kö 11 e r w i r t h zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Lippstadt 
(1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Soest; 

Pfarrer Gerd L au t n er , Kirchenkreis Glad­
beck-Bottrop, zum Pfarrer der Ev. Kirchenge­
meinde Bottrop-Eigen (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Gladbeck-Bottrop; 

Pfarrer Otto M a r t i n , Bingen, zum Pfarrer der 
Ev. Nikolai-Kirchengemeinde Siegen (2. Pfarr­
stelle), Kirchenkreis Siegen; 

Pastor im Hilfsdienst Dr. theol. Hans-Wilhelm 
Rahe zum Pfarrer der Ev.-Luth. Münster-Kir­
chengemeinde zu Herford (4. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Herford; 

Pastor im Hilfsdienst Rainer S c h e t s c h o k zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Erwitte (1. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Soest; 

Pastorin im Hilfsdienst Christel S c h i b i 1 s k y 
zur Pfarrerin des Kirchenkreises Gladbeck-Bottrop 
(4. Pfarrstelle); 

Pastorin im Hilfsdienst Rosemarie S c h 1 e m m e r 
zur Pfarrerin der Ev.-Luth. Erlöser-Kirchenge­
meinde Bielefeld (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Bielefeld; 
Pastor im Hilfsdienst Ulrich St i e n e k e r zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Gleidorf (1. 
Pfarrstelle), Kirchenkreis Wittgenstein; 
Pastor im Hilfsdienst Manfred V o i g t zum Pfar­
rer der Ev. Kirchengemeinde Veltheim (1. Pfarr­
stelle), Kirchenkreis Vlotho; 
Pfarrer Theodor Wasch k e , Ev. Kirche im 
Rheinland, zum Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde 
Dorsten (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis Gladbeck­
Bottrop; 
Pfarrer Karl-Friedrich W i g g er m an n , Ev.­
Luth. Erlöser-Kirchengemeinde Bielefeld, zum 
Pfarrer des Pastoralkollegs der Ev. Kirche von 
Westfalen (2. Pfarrstelle). 

In den Dienst der Ev. Kirche im Rheinland 
getreten ist: 
Pfarrer Sepp As c h e n b a c h , Ev. Kirchenge­
meinde Schwerte (6. Pfarrstelle). 

Entlassen sind: 
Pfarrer Karl-Heinz Jessen, Ev. Petri-Kirchen• 
gemeinde Dorlar; die Entlassung schließt den Ver­
lust der in der Ordination begründeten Rechte und 
Pflichten mit ein; 
Pastor im Hilfsdienst Wolfgang W e ß, Ev. Kir­
chengemeinde Hennen, in den Dienst der Ev. Lan­
deskirche in Baden. 

In den Wartestand versetzt ist: 
Pfarrer Dr. theol. Günther B r in km an n , be­
urlaubt für den hauptamtlichen Dienst bei der Ev. 
Sozialakademie Friedewald, zur weiteren Wahr­
nehmung dieses Dienstes; 
Pfarrer Horst Matz k e, Ev.-Luth. Luther-Kir­
chengemeinde Hagen (3. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Hagen, infolge Freistellung für den Auslandsdienst 
in der Ev. Gemeinde deutscher Sprache in Nord­
spanien. 

In den Ruhestand getreten sind: 
Pfarrer Wilhelm A r n in g , Pfarrer der Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde Herringhausen (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Herford, zum 1. September 1977; 
Pfarrer Alfred B u s c h , Pfarrer der Ev. Kirchen­
gemeinde Bredenscheid-Stüter (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Hattingen-Witten, zum 1. September 
1977; 
Pfarrer Hans Heer b eck, Pfarrer der Ev. Kir­
chengemeinde Gemen (2. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Steinfurt-Coesfeld, zum 1. September 1977; 
Pfarrer Wilhelm S t r a t m an n , Pfarrer der Ev. 
Kirchengemeinde Gelsenkirchen (1. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Gelsenkirchen, zum 1. September 
1977; 
Pfarrer Günther Wien c k e , Pfarrer der Ev. 
Kirchengemeinde Gerthe (2. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Bochum, zum 1. September 1977. 

Verstorben sind: 
Pfarrer i. R. Dr. Karl D r e y er , zuletzt Dia­
konissenanstalt Salem-Köslin in Minden, am 23. 
August 1977; 
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Pfarrer i. R. Werner Ha a s e, zuletzt Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde Rahden, Kirchenkreis Lübbecke, 
am 18. August 1977; 
Pfarrer i. R. Wilhelm H o f f m e i s t e r , zuletzt 
Ev. Kirchengemeinde Bork-Selm, Kirchenkreis 
Lünen, am 27. Juli 1977; 
Pfarrer i. R. Werner W a h 1 h ä u s er , zuletzt Ev. 
Kirchengemeinde Drensteinfurt, Kirchenkreis 
Münster, am 5. August 1977. 

Zu besetzen sind: 

a) die Kreispfarrstellen, für die Bewerbungs­
gesuche an den Superintendenten zu richten 
sind: 
5. Pfarrstelle des Kirchenkreises G 1 a d b e c k -
B o t t r o p als Pfarrstelle zur Erteilung Evang. 
Religionslehre an berufsbildenden Schulen; 
3. Pfarrstelle des Kirchenkreises S i e g e n als 
Pfarrstelle zur Erteilung Evang. Religionslehre 
an berufsbildenden Schulen; 

b) die Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbungs­
gesuche an die Presbyterien durch den Super­
intendenten des jeweiligen Kirchenkreises zu 
richten sind: 

Kirchengemeinden mit Luthers Katechismus: 

1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Martini-Kirchen­
gemeinde B i e 1 e f e 1 d , Kirchenkreis Biele­
feld; 
2. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde G 1 e i -
d o r f mit Sitz in Schmallenberg, Kirchenkreis 
Wittgenstein; 
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde 
K i r c h 1 i n d e - R a h m , Kirchenkreis Dort­
mund-West; 
3. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde 
S p r o c k h ö v e 1 , Kirchenkreis Hattingen­
Witten. 

Prüfung von Kirchenmusikern: 

Die Kleine Urkunde über die Anstellungsfähig­
keit als C-Kirchenmusiker haben nach Ablegung 
der entsprechenden kirchenmusikalischen Prüfung 
erhalten: 
Angela Bund z e i, Weserstr. 34, 4953 Peters­
hagen; 
Friedhelm Hi 1 de brand t, Biegenstr. 57, 
3550 Marburg/Lahn; 
Jörg So n der m an n , Petristr. 40, 4800 Biele­
feld 1. 

Prüfung von Kirchenmusikern: 

Die Mittlere Urkunde über die Anstellungs­
fähigkeit als B-Kirchenmusiker haben nach Ab­
legung der entsprechenden kirchenmusikalischen 
Prüfung erhalten: 
Urte Dankmann, Hebünte 17, 4952 Porta 
Westfalica; 
Judith G r ö n e, geb. Parker, Mackebenstr. 20, 
4800 Bielefeld 14; 
Rainer L e c k in g , Eberhardtstr. 1, 3758 Frön­
denberg; 
Verena Mo 11, Parkstr. 6, 4900 Herford. 
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Stellenangebote: 

Der Kirchenkreis Iserlohn sucht für die neu er­
richtete Stelle eines H au s h a 1 t s s a c h b e a r -
b e i t er s ab sofort, spätestens jedoch zum 1. 1. 
1978, einen Mitarbeiter im Kirchenbeamten- oder 
Angestelltenverhältnis. Die abgelegte 2. Verwal­
tungsprüfung ist Voraussetzung. Die Stelle ist nach 
Besoldungsgruppe A 11 BBO bzw. Vergütungs­
gruppe IV a BAT-KF bewertet. Bewerbungen sind 
zu richten an den Herrn Superintendenten des Kir­
chenkreises Iserlohn, Bömbergring 113, 5860 Iserlohn. 

Das Kirchliche Außenamt der EKD sucht mög­
lichst zum 1. 11. 1977 für 3-5 Jahre einen jüngeren 
Pastor oder Pastorin als Assistenz-Referen­
ten in der europäischen Auslandsarbeit (hier bes. 
Personalfragen, Stellenbesetzungen, später Urlau­
berseelsorge) sowie für Aus- und Fortbildung. Ge­
meindepraxis - möglichst im Ausland - und 
Sprachkenntnisse sind erwünscht. Die Besoldung 
erfolgt nach Gehaltsgruppe A 13/14 der Bes.Ordng. 
EKD oder vergleichbarer Angestellten-Vergü­
tungsgruppe zuzüglich Amtsstellenzulage. Anfra­
gen und Bewerbungen werden möglichst umge­
hend erbeten an das Kirchliche Außenamt, Post­
fach 174 025, 6000 Frankfurt/Main. 

Neu erschienene Bücher und Schriften 
Die Buchbesprechungen werden allein von den jeweiligen 

Rezensenten verantwortet. 

,, Themenstudien für Predigtpraxis und Gemeinde­
arbeit", Band 1, hrsg. v. P. Krusche, D. Rössler und 
R. Roessler, 236 S., geb., 29,- DM, Subskr.Pr. 
25,-DM, Kreuz Verlag, Stuttgart, 1977. 
Über die Notwendigkeit neben den Perikopentex­
ten auch Themenpredigten der Gemeinde anzu­
bieten, dürfte kein Zweifel bestehen. Die Heraus­
geber „möchten an ausgewählten Themen ver­
deutlichen und herausstellen helfen, was ein jeder 
Christ kennen und wissen muß, eben die Haupt­
stücke christlicher Lehre." Wie schwierig das Un­
ternehmen ist, auf die jeweilige Fragesituation 
konkret einzugehen, war auch den Bearbeitern 
klar und wird deutlich bei den Angeboten „de 
deo", wo fast dogmatische Lehrstücke angeboten 
werden, die wohl nur in einer Hochschulgemeinde 
oder in einer. Stadtgemeinde, die über ein halbes 
Dutzend Pfarrstellen verfügt, in der sich um einen 
Prediger ein intellektuell besonders anspruchs­
voller Hörerkreis einschließlich sogenannter Rand­
siedler sammelt, unmittelbar ausgewertet werden. 
Die anderen Themen über die „Kirche", das 
„menschliche Glück" und die „zu verbessernde 
Welt" sind weitaus griffiger gelungen. Bei allen 
Angeboten bewährt sich wieder das System der 
zwei Bearbeiter, wobei dem zweiten das Manu­
skript des ersten zur Verfügung stand, der den Pro­
blemfall zu analysieren und die homiletische 
Schlüsselfrage zu formulieren, während der zweite 
auf den biblischen Text und die kirchliche Über­
lieferung zu hören hatte. Der Leser kann an dem 
Dialog teilnehmen und wird dadurch am besten 
von einem vorgefaßten Urteil befreit. Wie über­
haupt grundsätzlich zu sagen ist, daß, unabhängig 
davon, ob er dem Vorschlag folgen will oder auch 
meint, ihn nicht annehmen zu können, jeder 
Pfarrer von der Durcharbeitung aller Themenvor-



schläge großen Gewinn hat. Allein schon die aus­
führlichen Zitate aus der wissenschaftlichen, kei­
neswegs nur theologischen, und belletristischen 
Literatur oder Erfahrungen aus dem praktischen 
Dienst sind wichtig. Welcher Gemeindepfarrer hat 
noch die Möglichkeit, sich hier überall regelmäßig 
auf dem Laufenden zu halten? Im Einzelnen sind 
die Vorschläge sehr verschiedenartig. So können zu 
einem Thema bis zu fünf Predigtvorschläge ge­
macht oder auf mehrere Predigttexte verwiesen, 
andererseits aber auch nur ein Text sehr ausführ­
lich befragt werden. Sehr hilfreich ist eine Auf­
listung der behandelten Texte mit der Angabe, wo 
sie in der Perikopenreihe zu finden sind, in der sie 
unter anderen Gesichtspunkten bearbeitet worden 
sind. Man kann nur dringend wünschen, daß die 
Reihe wie vorgesehen fortgesetzt wird, wobei man 
die Bitte äußern darf, daß noch mehr Gemeinde­
pfarrer beteiligt werden, die bisher nur mit einem 
knappen Viertel vertreten sind. G. B. 

A. Deissler, ,,Ich bin dein Gott, der dich befreit 
hat. Wege zur Meditation über das Zehngebot." 144 
S., Kart., 11,80 DM, Herder Verlag, Freiburg, 1977. 

Schon die Titelformulierung des kath. 
Freiburger Alttestamentlers erweist, daß er den 
Dekalog als Evangelium versteht. Sie ist für ihn 
,,Wegweisung" Gottes für sein Volk, kein autori­
täres Zwangsgesetz, und also auch für die Christen­
heit hilfreiche Botschaft. Schon äußerlich wird dies 
deutlich, als er das Verbot nicht mit dem sonst üb­
lichen „Du sollst nicht" übersetzt, sondern statt 
dessen mit dem futurischen Indikativ: ,,Du wirst 
nicht" und daraus überzeugende Folgen zieht. Nach 
grundsätzlichen Darlegungen zur historischen und 
theologischen Überlieferung und den damit zu­
sammenhängenden Strukturen des Dekalogs, die 
den Urteilen ev. Exegeten in jeder Weise ent­
sprechen, teilt er seine Auslegungen jeweils in 
,,Wort an Israel" und „Wort an uns". Er macht da­
bei deutlich, daß der Heilwirkende Gott des Alten 
Bundes kein anderer als der Vater Jesu Christi ist. 
Es überrascht nicht, daß seine Gegenwartsbezüge 
ganz in der Linie von Luthers Kleinem Katechis­
mus liegen. In seinem Schlußkapitel „Freiheit und 
Gesetz" weist er den Verdacht einer geforderten 
Werkgerechtigkeit noch einmal ausdrücklich zu­
rück und sieht vielmehr „Die Einhaltung der von 
Jahwe gewiesenen Wege als eine lebendige Ant­
wort auf das geschichtsmächtige Befreiungswort", 
als das „Ja zum Guten" der Befreiten. In klarer 
und den Leser überzeugenden Ausdrucksweise 
kann bei vorbildlicher Knappheit inhaltsreicher 
kaum über ein so wichtiges Thema gehandelt wer­
den. Man möchte es jedem denkenden Bibelleser in 
die Hand geben. G. B. 

H. Thielicke, ,,Theologisches Denken und verun­
sicherter Glaube", Eine Hinführung zur „modernen 
Theologie", Herderbücherei Nr. 506, 128 S., 
3,90 DM, 1974. 

H. Thielicke, ,,Wer glaubt, denkt weiter. Brief­
kurs für fragende Menschen", Herausgegeben von 
der Projektgruppe Glaubensinformationen, Her­
derbücherei Nr. 550, 176 S., 490 DM, 1977. 

H. Thielicke, ,,Der Christ im Ernstfall. Das kleine 
Buch der Hoffnung", Herderbücherei Nr. 600, 
154 s., 1977. 

P. Meinhold, ,,Außenseiter in den Kirchen. Was 
wollen die modernen Erneuerungsbewegungen", 

Ein Bericht über Organisation und Zielsetzung. 
Herderbücherei Nr. 598, 128 S., 1977. 

P. Gerlitz, ,,Gott erwacht in Japan. Neue fernöst­
liche Religionen und ihre Botschaft vom Glück", 
Herderbücherei Nr. 618, 174 S., 1977. 

Das Erscheinen der 600. Nr. der Herderbücherei 
ist ein gegebener Anlaß, auf diese vorzügliche Ta­
schenbuchreihe eines christlich bestimmten Ver­
lages hinzuweisen, der seine enge röm. kath. be­
stimmte Konfessionsbestimmtheit längst hinter sich 
gelassen hat und sich mit seiner Taschenbuchreihe 
bemüht, dem mitdenkenden, suchenden und fra­
genden Christen auf allen Gebieten des Glaubens­
lebens anzusprechen und ihm zu helfen, 
verantwortliche Schritte nach vorwärts zu tun. 
Dieses Bemühen konnte nicht besser dokumentiert 
werden, als in der 600. Nr. H. Thielicke das Wort zu 
geben. ,,Der Christ im Ernstfall." In seiner unnach­
ahmlichen Art spricht Th. den normalen Menschen 
verständlich an und gibt ihm dabei das Gefühl, daß 
er mit seinen Ängsten und Hoffnungen, Zweifeln 
und Überzeugungen ernst genommen wird. Da­
durch wird er aufgeschlossen, Wegweisung und 
Trost des Evangeliums aufzunehmen und sich 
seines Lebens sogar wieder freuen zu können. Ge­
danken über die christlichen Feste und eine kleine 
Glaubensbiographie des Verfassers werden dabei 
vielen Lesern ganz besonders willkommen sein. In 
ähnlicher Weise bemühte sich Th. schon in Nr. 550 
„Wer glaubt, denkt weiter", ein Buch, das schon 
vorher als Briefkursus in über 250 000 Exemplaren 
seinen Weg gemacht hatte, Grundfragen des christ­
lichen Glaubens besonders griffig darzulegen. Es 
eignet sich ganz vorzüglich für alle Arten von 
Gruppenarbeit in Schule und Gemeinde, aber kann 
auch dem Einzelnen weiterhelfen, weil zu jedem 
Thema noch 3-5 Literaturangaben gemacht 
werden, die sich auch der Nichttheologe leicht be­
schaffen kann, um dem ihn besonders angehenden 
Problem weiter nachzugehen. Obgleich Nr. 506 
„Theologisches Denken und verunsicherter 
Glaube" schon 1974 erschienen ist, hat es von 
seiner Aktualität nicht nur nichts verloren, son­
dern ist von brennender Gegenwartsbedeutung für 
die Auseinandersetzung zwischen Kirchentag und 
Gemeindetag. Es werden vier ausführliche Bibel­
auslegungen angeboten, die auf der Kanzel der Mi­
chaelis Kirche in Hamburg gepredigt wurden. Das 
mögen diejenigen bedenken, denen manche Aus­
sagen zu ungewohnt, kühn oder gar bedenklich 
vorkommen könnten. Diese Predigten sind um­
schlossen von der Liturgie und dem Glaubensbe­
kenntnis der Kirche und den Chorälen, mit denen 
die ev. Gemeinde seit jeher ihren Glauben in Lob 
und Dank über Gottes Wundertat in Jesus Christus 
ihrer jeweiligen Zeit entsprechend bekannt hat. 

In Nr. 598 „Was wollen die modernen Erneue­
rungsbewegungen" stellt sich der als Experte be­
kannte Kirchen- und Religionsgeschichtler dem 
Problem, daß der ständig geringer werdenden Zahl 
der Gottesdienstbesucher gegenüber immer neue 
religiöse Bewegungen auf biblischer Grundlage in, 
neben, ohne und gegen die verfaßte Kirche ent­
stehen und mit einer engagierten Anhängerschaft 
leben, in denen die Jugendlichen, die so oft als 
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areligiös beschrieben werden, eine gewichtige Rolle 
spielen. Neben dem Jesus-People und der Bruder­
schaft von Taize werden noch ein Dutzend anderer 
Gruppen beschrieben und kritisch gewürdigt. Aber 
es wird auch auf den Durchbruch des Heiligen Gei­
stes hingewiesen, der innerhalb der verfaßten Kir­
chen im weiten Bereich der Oekumene vom Ver­
fasser beobachtet und gewertet wird, so daß der 
Leser eine Fülle wichtiger Kenntnisse gewinnt. 

Eine hochwichtige Ausweitung dieses Themas 
bringt Nr. 618 „Gott erwacht in Japan". Unser 
Urteil über dieses Land ist weithin von längst ver­
alteten Klischeevorstellungen und an der Ober­
fläche bleibenden Berichten der Massenmedien be­
stimmt. Wenn ein ausgewiesener Religionsge­
schichtler auf Reisen geht, bringt er jedoch Vor­
aussetzungen mit, über die nur die Allerwenigsten 
verfügen, so daß er Tatsachen erkennen und beur­
teilen kann, die auch für den am Geschehen im 
Fernen Osten interessierten Leser weithin völlig 
neu sind. Der Verfasser gibt zunächst einen Über­
blick über die gegenwärtige religiöse Situation und 
stellt dann an fünf neuen Religionen beispielhaft 
die Ausprägungen heutigen japanischen Glaubens­
lebens dar. Der Verfasser erkennt klar die Heraus­
forderungen an die japanische Christenheit und 
findet nicht leicht den Mut, den Optimismus 
christlicher Experten in Japan zu teilen, die in der 
neuen japanischen Religion ein ,,positives Hinder­
nis" sehen, das der Mission neue Chancen eröff­
net. G.B. 

Yves Congar, ,,Der Fall Lefebvre. Schisma in der 
Kirche?" Mit einer Einführung von Karl Lehmann, 
144 S., kartoniert, Herder Verlag, 1977, 12,80 DM. 

Dieser gut lesbare Versöhnungsversuch eines der 
geistigen Väter des II. Vatikan. Konzils ist für uns 
aus mehreren Gründen sehr wichtig kennen zu ler­
nen. Zunächst einmal der Fülle der Information 
wegen, nicht nur in Bezug auf den erzbischöflichen 
Revolutionär, sondern vor allem auch um der Be­
schlüsse des Konzils willen, die im Zusammenhang 
mit der liturgischen Reform dogmatische Erklä­
rungen einschließen, die die Anklage Lefebvres, 
die Kirche sei protestantisch geworden, verständ­
lich machen. Der Verfasser hält sich nicht unnötig 
mit biographisch-historischen Fakten auf, sondern 
bemüht sich um ein sachlich-brüderliches 
Gespräch, dem Erzbischof sein subjektiv ehrliches 
Interesse immer wieder zugute haltend. Die Briefe 
und Erklärungen des Papstes, die im Wortlaut mit­
geteilt werden, enthalten Formulierungen, denen 
wir gewiß nicht zustimmen werden, dennoch kann 
man den Gedanken nicht unterdrücken, wie die 
Kirchengeschichte verlaufen wäre, wenn der Papst 
zur Lutherzeit ähnlich human und weise sich ge­
genüber den „Ketzern" verhalten hätte. Auch im 
Blick auf die Evang. Kirchen, die z. Zt. Lehrbean­
standungsverfahren durchführen, ist diese Doku­
mentation in positivem und negativem Sinne sehr 

lehrreich. Allein schon das Gewicht der Tradition 
und cM:tJ Z~timmung der 2 500 Bischöfe erhält für 
uns urtg'e~hnte Akzente. Andererseits sollte auch 
bei uns mehr die Leben schaffende und erneuernde 
Kraft des Heiligen Geistes in der Kirche bedacht 
werden. Wer in irgendeiner Weise mit der römisch­
kath. Konfession zu tun hat (Schule, Seelsorge), 
sollte dies Buch unbedingt zur Kenntnis nehmen. 

G.B. 

Gerhard Friedrich, ,,Sexualität und Ehe - Rück­
fragen an das Neue Testament", Verlag Katholi­
sches Bibelwerk GmbH, Stuttgart, 1977, 157 Seiten, 
Preis 16,- DM. 

Gerhard Friedrich, bekannt als der Herausgeber 
des Theologischen Wörterbuchs zum Neuen Testa­
ment, bearbeitet in diesem Band ein Grundproblem 
unserer Zeit aus neutestamentlicher Sicht. Dabei 
stellt er sich der zwiespältigen Situation heute, in 
der zwischen den Zwängen der Moral und der 
Triebe die Freiheit und Menschlichkeit des Men­
schen verlorenzugehen droht. Seine neutesta­
mentlichen Auslegungen bleiben ständig im Ge­
spräch mit den Fragen und Einstellungen unseres 
Lebensbereichs. Ferner bietet der religionsge­
schichtliche Vergleich mit den Auffassungen der 
Juden und der Griechen erhellende Informationen. 
In dieser zeitübergreifenden Weise behandelt das 
Buch folgende Themen: Nichtehelicher Ge­
schlechtsverkehr, Homosexualität, Ehelosigkeit, 
Ehe, Ehebruch, Ehescheidung. Ein umfangreiches 
Literaturverzeichnis ist beigegeben. 

Die Arbeit gibt evangelische Weisung im besten 
Sinn; sie bleibt offen in den komplizierten Fragen 
heutiger Ethik der Geschlechter, dafür treten ein­
zelne Leitlinien des Neuen Testaments um so kla­
rer hervor: Die besondere Würde des Leibes, der 
Träger des personalen Lebens ist und der Aufer­
stehung teilhaftig werden soll; die theologische 
Wertung der Homosexualität als Folge der Ab­
wendung von Gott, nicht als persönlich anzulasten­
de Sünde; die Menschenwürde der Unverheira­
teten; der Sinn der Ehe in der personalen Ge­
meinschaft der Partner; ,,rigoristische Forderung 
und grenzenlose Güte" bei der Einstellung zum 
Ehebruch. Die einschlägigen Texte wie 1. Kor 
6, 12-20; 1. Kor 7; Eph 5, 21-33; Mark 
10, 1-12par u. a., die bekanntlich nicht leicht aus­
zulegen sind (Matthäus 19, 10-12!), werden sach­
kundig und behutsam befragt. Diese Auslegungen 
sind „Bibelarbeiten" im besten Sinn des Wortes. 

Das Buch ist allgemeinverständlich geschrieben 
und spricht einen breiten Leserkreis an. Es hilft 
zur Vorbereitung auf Brautseminare oder Ge­
meindeseminare über Sexualität und Ehe. Ebenso 
eignet es sich zur persönlichen Information kirch­
licher Mitarbeiter. Die kenntnisreiche Darstellung 
kann Vorurteile über „christliche Sexualmoral" 
abbauen und die Diskussion über dieses umstritte­
ne Thema versachlichen. H. Fl. 
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